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Zusammenfassung und Empfehlungen

Die seit 2013 laufenden Friedens- und Stabilisierungseinsätze in Mali sind seit dem Ende der Ope-

rationen in Afghanistan die größten Einsätze der deutschen Bundeswehr. Sie erhalten jedoch nur

wenig Aufmerksamkeit in der deutschen Öffentlichkeit und auch im Bundestag. Zumeist kommen

die Einsätze nur kurz vor einer Verlängerung des Mandats auf die Tagesordnung. Ausnahmen von

dieser Regel sind kurzfristig in Krisenfällen zu beobachten, wie bei den beiden Putschen in Mali im

August 2020 und Mai 2021. Das Wissen über Peacebuilding in Mali wird im großen Maße durch die

Bundesregierung gesetzt und enggeführt. Dokumente und Debatten über die Einsätze im Prozess

von Mandatsentscheidungen im Bundestag haben einen stark routinierten Charakter. Im Parla-

ment folgt die Auseinandersetzung mit Mali daher hauptsächlich der Logik des politischen Be-

triebs und der politischen Dynamiken zwischen Regierung und Opposition, anstatt Wissen aus

Mali direkt miteinzubeziehen. So werden die komplexen Realitäten in Mali, die Dringlichkeit von

Peacebuilding und die Entwicklung einer innovativen und kontextsensiblen deutschen Außen-

und Sicherheitspolitik unzureichend berücksichtigt. Die Folgen können dramatisch sein, wie das

Beispiel Afghanistan im Sommer 2021 gezeigt hat. Vor diesem Hintergrund empfehlen wir:

1. Eine deutliche Ausweitung der Wissensbasis durch Einladung und Anhörung verschiedener

Perspektiven aus Mali, der Zivilgesellschaft und Wissenschaft im Bundestag.

2. Parteiübergreifende Kooperation und Arbeitsgruppen zu Mali im Parlament jenseits der Dyna-

mik von Regierung und Opposition.

3. Die Einrichtung eines zusätzlichen ständigen und unabhängigen Beratungsgremiums zu Bun-

deswehreinsätzen und Peacebuilding im Allgemeinen, mit Expertise aus Wissenschaft, Praxis und

Zivilgesellschaft.
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ding unterstreicht.

Die im Parlamentsbeteiligungsgesetz veran-

kerte jährliche Verlängerung von Bundeswehr-

mandaten durch den Bundestag führt dazu,

dass die Mali-Missionen seit 2013 ein fester

Bestandteil dessen Arbeit sind. Die Legitimie-

rung der Mali-Missionen hat, angesichts der

umfangreichen deutschen Beteiligungen an

der Stabilisierung des malischen Staates und

der Ausbildung der malischen Armee, direkte

Auswirkungen auf den sozio-politischen Kon-

text und die Sicherheitslage in Mali sowie na-

türlich auch auf die Angehörigen der Bundes-

wehr. Es fällt jedoch auf, dass die öffentlichen

und politischen Debatten die Missionen in Mali

in der Vergangenheit kaum aufgegriffen ha-

ben.7 Dies steht im Kontrast zu früheren Ein-

sätzen im Kosovo oder Afghanistan.8 Nur im

Fall von politischen Krisen oder Gewalt, wie

beispielsweise den Militärputschen im August

2020 und Mai 2021 erhielten die Einsätze in

Mali mehr Aufmerksamkeit.9 Mit dem Abzug

der Bundeswehr aus Afghanistan wird sich je-

doch die Aufmerksamkeit auf die Mali-Einsät-

ze in der deutschen Außen- und Sicherheits-

politik erhöhen.

Die politische Instabilität verweist auf die ins-

gesamt ernüchternde Bilanz der Mali-Missio-

nen. Aus Perspektive einer friedensorientier-

ten Außenpolitik ist der Vorwurf besonders be-

denklich, dass es sich bei den Missionen nicht

um nachhaltige Peacebuilding-Maßnahmen,

sondern lediglich um „security governance“

handelt, um Bedrohungen für Europa unter

Kontrolle zu halten und ein Mindestmaß an

Stabilität zu garantieren.10 In der Region ist das

Misstrauen gegenüber den Intervenierenden,

besonders Frankreich, dementsprechend

groß.11 Zentrale Mandatsziele, wie der Schutz

des Lebens von Zivilist*innen, werden durch

Kampfoperationen tatsächlich erschwert.12

Vor dem Hintergrund durchwachsener Bilan-

zen von Militärmissionen drängen Wissen-

schaft und Policy-Community schon lange

darauf hin, dass Politik und Peacebuilding-

Missionen verstärkt lokale Akteur*innen und

lokales Wissen in die Planung und Durchfüh-

rung internationaler Operationen einbeziehen

sollen, um diesen damit politische und eman-

zipatorische Teilhabe zu eröffnen. Die Legiti-

mation von Interventionen soll nicht nur auf

Basis vereinfachter Narrative über Konflikt

und Gewalt erfolgen, vielmehr soll Peacebuil-

ding kontextsensibel umgesetzt werden.13

Wissenschaftliche Analysen haben überzeu-

gend gezeigt, dass sonst politische Instabilität,
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Mali-Mandate im Bundestag (2013 – 2021)

Peacebuilding und Militärein-
sätze in Mali: Der deutsche
Kontext

Im Rahmen einer Pilotstudie1 haben wir die

Genese und Entwicklung von Wissen zu den

Bundeswehreinsätzen in Mali im Bundestag

untersucht. Diese Analysen stellen die Grund-

lage dieses Papers dar. Im Folgenden diskutie-

ren wir die Beschäftigung des Bundestags mit

den seit 2013 laufenden Friedens- und Stabili-

sierungseinsätze in Mali, MINUSMA (United

Nations Multidimensional Integrated Stabiliza-

tion Mission in Mali) und EUTM (European Uni-

on Training Mission).2

Die Konfliktdynamiken um die Separationsbe-

strebungen im Norden Malis wurden in den

vergangenen Jahren um ethnisch und sozial

aufgeladene Auseinandersetzungen im Zen-

trum des Landes erweitert, welche zu weiter-

hin steigenden Todeszahlen führen. Hinzu

kommen die stete Bedrohung durch terroristi-

sche Milizen sowie die jüngsten Entwicklun-

gen politischer Instabilität. Neben Frankreich

war auch Deutschland eine treibende Kraft

der Intervention3, und stellt bis heute eines der

größten europäischen Kontingente in Mali. Die

Bundeswehreinsätze zielen darauf ab, die Um-

setzung eines Friedensabkommens, die Auf-

rechterhaltung staatlicher Autorität und die

Sicherheit humanitärer Hilfsangebote zu un-

terstützen sowie die malischen Streitkräfte

auszubilden.4 Die neue Sahel-Strategie der Eu-

ropäischen Union sowie die Sahel-Positions-

papiere der deutschen Regierungsparteien

unterstreichen dabei die politische Bedeutung

der Region.5 Die Debatte über ein Ende der eu-

ropäischen Partizipation an den Mali-Einsät-

zen aufgrund von Verhandlungen der mali-

schen Regierung mit russischen Söldner-

Einheiten zeigt zugleich die Sensibilität der ak-

tuellen Situation.6 Jedoch werden die anhal-

tenden sicherheitspolitischen Herausforde-

rungen in Mali auch von dem desaströsen

Scheitern internationaler und auch deutscher

Stabilisierungsbemühungen in Afghanistan im

Sommer 2021 überschattet, das die Bedeu-

tung von (fehlendem) Wissen im Peacebuil-

1 Pilotstudie am Zentrum für Konfliktforschung, Universität Marburg: Wissen und Peacebuilding. Die epistemische Praxis des Deut-
schen Bundestags im Kontext von Entscheidungen über Friedens- und Stabilisierungseinsätze in Mali (2013 – 2019). Gefördert durch
die Deutsche Stiftung Friedensforschung. Weitere Informationen zur Pilotstudie: https://www.uni-marburg.de/de/konfliktforschung/
forschung/projekte/laufende-forschungsprojekte/wissen-und-peacebuilding.

2 Deutscher Bundestag (2021): Aktuelle Mandate für Auslandseinsätze der Bundeswehr. Abrufbar unter: https://www.bundestag.de/
ausschuesse/a12_Verteidigung/auslandseinsaetze/auslandseinsaetze/auslandseinsaetze-542614; Bundeszentrale für politische Bil-
dung (2018): Auslandseinsätze der Bundeswehr. Abrufbar unter: https://www.bpb.de/politik/grundfragen/deutsche-verteidigungspoli-
tik/243585/weltkarte-auslandseinsaetze.

3 Henke, M. E. (2017). Why did France intervene in Mali in 2013? Examining the role of Intervention Entrepreneurs. Canadian Foreign
Policy Journal, 23(3), 307-323.

4 BT-Drucksache 19/19002 & BT-Drucksache 19/19003.

5 Die EU Sahel Strategie ist hier abrufbar: https://www.consilium.europa.eu/en/press/press-releases/2021/04/19/sahel-council-
approves-conclusions-on-the-eu-s-integrated-strategy-in-the-region/ (23. April 2021); siehe auch SPD-Bundestagsfraktion (2021)
und CDU/CSU-Fraktion im Deutschen Bundestag (2020) im Anhang.

6 https://www.dw.com/de/berlin-und-paris-aufregung-um-russische-s%C3%B6ldner-in-mali/a-59193443

7 Klein, T. / Schneider, S. (2021): Intervention ohne Diskussion in Mali? EIRENE Blog, abrufbar unter: https://eirene.org/blog/interven-
tion-ohne-diskussion-in-mali.

8 Daxner, M. / Neumann, H. (Hg.) (2012): Heimatdiskurs: wie die Auslandseinsätze der Bundeswehr Deutschland verändern. Transcript.

9 Ehrich, I. (2020): In Mali hat das Militär geputscht. Ist das ein Grund zu feiern? Die Zeit Online 26.08.20, abrufbar unter: https://www
.zeit.de/2020/36/mali-militaerputsch-proteste-heiko-maas-un.

10 Charbonneau, B. (2019): Intervention as counter-insurgency politics. Conflict, Security & Development 19(3), 309-314.

11 Tull, D. M. (2021). Contesting France: Rumors, intervention and the politics of truth in Mali. Critique internationale, (1), 151-171, abruf-
bar unter: https://www.sciencespo.fr/ceri/sites/sciencespo.fr.ceri/files/ci90_mali_eng.pdf.

12 Wiuff Moe, L. (2021). The Dark Side of Institutional Collaboration: How Peacekeeping-counterterrorism Convergences Weaken the
Protection of Civilians in Mali. International Peacekeeping, 28(1), 1-29.

13 Autesserre, S. (2014). Peaceland: Conflict resolution and the everyday politics of international intervention. Cambridge University
Press.
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autoritäre Politik und fehlende Legitimität von

Peacebuilding drohen.14 In Afghanistan wurden

diese Mahnungen leider Wirklichkeit.

An diesem Spannungsfeld setzt unser Paper

an und fragt, woher das Wissen über Mali im

Bundestag stammt, was es beinhaltet, wie es

sich in Mandatstexten manifestiert und wie es

in den Routinen parlamentarischer Arbeit ver-

mittelt wird. Im Rahmen einer durch die Deut-

sche Stiftung Friedensforschung (DSF) geför-

derten Pilotstudie haben wir diese

Wissensgenese im Bundestag untersucht und

können zeigen, welches Wissen über Mali als

relevant ausgewählt und im demokratischen

Entscheidungsprozess zur Verfügung gestellt

wird – und welches nicht.15 Im Folgenden wer-

den die Wissensgenese zunächst vorgestellt

und dann Empfehlungen für eine kontextsen-

sible und stärker lokal-informierte politische

Auseinandersetzung mit Mali formuliert.

Exekutive Dominanz in parla-
mentarischer Routine

Während die Gestaltungs- und Kontrollmög-

lichkeiten des Bundestages gegenüber Militä-

reinsätzen bereits ausgiebig diskutiert worden

sind16, wurde kaum untersucht, wie Wissen

Entscheidungsprozesse in deutschen Instituti-

onen im Kontext von Peacebuilding prägt.17

Wissen über Mali entsteht in einem komple-

xen, internationalen Prozess. Dieser reicht von

den UN und der EU über die Hauptstädte betei-

ligter Länder in den Operationen, bis hinein in

die Missionen und Mali selbst. In Deutschland

stehen das Auswärtige Amt und das Verteidi-

gungsministerium in Kooperation mit dem

Kanzleramt am Beginn des politischen Prozes-

ses durch die Antragsstellung der Bundes-

wehrmandate. Die Darstellung und politische

Rechtfertigung der Notwendigkeit der Einsät-

ze beruhen dabei auf vorgefiltertem Wissen

über Mali, welches sich unter anderem aus La-

geeinschätzungen der Botschaft, Berichten

von politischen Stiftungen in Mali und der Re-

gion, Berichten von Internationalen Organisa-

tionen sowie der Berichterstattung der Bun-

deswehr vor Ort speist.

Die Mitglieder des Bundestages (MdBs) sind in

ihrer parlamentarischen Arbeit hochgradig ab-

hängig von dem Wissen der Exekutive: Neben

der Tatsache, dass die (Verlängerungs-)Anträ-

ge zu den Mali-Missionen von den MdBs ledig-

lich angenommen oder abgelehnt, aber nicht

verändert werden können18, ist in dieser Hin-

sicht auch die exekutive Informationspraxis in

den Ausschüssen zentral. Die arbeitsteilige

Verfassung des Bundestages führt dazu, dass

die Ausschüsse19, im Falle der Mali-Missionen

in besonderem Maße der Auswärtige Aus-

schuss und der Verteidigungsausschuss, die

potentiellen Foren einer tiefgreifenden Be-

schäftigung mit Mali sind. Die Vorsitzenden

und Obleute, bzw. die Berichterstatter*innen

und außenpolitischen Sprecher*innen der

Fraktionen in den jeweiligen Ausschüssen,

verfügen über eine rollenspezifische Autorität

in der Formierung der Fraktionsposition. Sie

hängt häufig mit privilegierten Informations-

zugängen zu den Bundeswehreinsätzen zu-

sammen. Die Informationspraxis über die

Mali-Einsätze gegenüber diesen privilegierten

Ausschussmitgliedern, aber ebenso in den

Plenen der Ausschüsse ist dabei in erhebli-

chem Maße von Vertreter*innen des Auswärti-

gen Amtes, bzw. Verteidigungsministeriums

abhängig. Dieses ministeriell aufbereitete

Wissen über Mali und die dortigen Bundes-

wehreinsätze bleibt auch in der weiteren par-

lamentarischen Routine, der Diskussion der

Mandate in den fraktionellen Arbeitsgruppen,

Arbeitskreisen und ggf. in den Fraktionssitzun-

gen, bevor diese im Bundestags-Plenum ab-

gestimmt werden, dominant. Im Gegensatz

dazu sind lokale und zivile Perspektiven auf die

Bundeswehreinsätze in Mali in den Ausschüs-

sen kaum bis nicht präsent.

Diese Dominanz wird dadurch verstärkt, dass

einerseits insbesondere in den Regierungs-

fraktionen, aufgrund der systemischen Nähe

zur Bundesregierung und zu den Ministerien20,

kein erhebliches Interesse daran zu bestehen

scheint, alternative Informationsquellen in den

Fraktionsberatungen hinzuzuziehen. Anderer-

seits werden die (Verlängerungs-)Anträge zu

den Bundeswehrmandaten in der Regel so

spät vorgelegt, dass eine tiefgreifende Be-

schäftigung mit der Lageeinschätzung der

Bundesregierung sowie der politischen Ein-

satzbegründung unter Rückgriff auf alternati-

ve Wissensquellen kaum möglich ist.

Anpassungen der Mandate erfolgen von Sei-

ten der Exekutive. So heben die Missionsbe-

gründungen, vor dem Hintergrund des langen

Sommers der Migration 2015, plötzlich Mali als

Transitroute für Geflüchtete hervor: „Mit sei-

nem Engagement in Mali trägt Deutschland

auch dazu bei, eine wichtige Transitregion von

Flüchtlingen auf dem afrikanischen Kontinent

zu stabilisieren“21. Diese selbst-referentielle

exekutive Wissenspraxis bestimmt in erhebli-

chem Maße die parlamentarische Routine.

Nur wenige MdBs investieren darüber hinaus

Zeit in eine alternative Wissenspraxis. Mediale

Informationsquellen zu Mali, die über die re-

gierungsseitige Prägung hinausgehen, werden

von interessierten MdBs zwar herangezogen,

dies jedoch zumeist aus dem Beweggrund,

eine gewisse Wissensautorität in der eigenen

Fraktion herzustellen, bzw. zu bewahren. Einige
MdBs hingegen hegen Kontakte zu Nichtregie-
rungsorganisationen, die sich in Mali befinden
oder mit Mali beschäftigen sowie Verbindun-
gen zu den parteipolitischen Stiftungen in der
Region, von denen sie auch regelmäßig Lage-

14 Day, A., von Billerbeck, S., Tansey, O., & Al Maleh, A. (2021). Peacebuilding and authoritarianism: the unintended consequences of UN
engagement in post-conflict settings, abrufbar unter: http://collections.unu.edu/view/UNU:8035
Weigand, F. (2017). Afghanistan’s Taliban–legitimate jihadists or coercive extremists?. Journal of Intervention and Statebuilding, 11(3),
359-381.

15 Die Analyse beruht auf 1) Bundestagsdokumenten seit 2013 (Anträge der Bundesregierung, Beschlussempfehlungen der Ausschüs-
se), 2) Transkripten von 17 Leitfaden-gestützten Expert*innen-Interviews mit MdBs der Regierungs- und Oppositionsparteien, Vertre-
tern von Nicht-Regierungsorganisationen, politischen Stiftungen und Politikberatungsinstitutionen, die sich mit Mali beschäftigen so-
wie 3) Notizen zu informellen Gesprächen mit Mitarbeiter*innen des Auswärtigen Amtes und von Bundestagsabgeordneten.

16 Brummer, K. (2014): Die begrenzten ‚war powers‘ des Bundestages. Zeitschrift für Parlamentsfragen 2014(3), 596-614; Lüddecke, R.
(2010): Parlamentarisierung der nationalen Außenpolitik. Reihe Studien zum Parlamentarismus, 16. Baden-Baden: Nomos.

17 Eine Ausnahme für deutsche Mandatsentscheidungen ist: Bliesemann de Guevara, B. (2017). Intervention theatre: Performance,
authenticity and expert knowledge in politicians’ travel to post-/conflict spaces. Journal of Intervention and Statebuilding, 11(1), 58-80.

18 Deutscher Bundestag (2021): Das Parlamentsbeteiligungsgesetz. Abrufbar unter: https://www.bundestag.de/ausschuesse/a12-
_Verteidigung/auslandseinsaetze/parlamentsbeteiligungsgesetz-542628.

19 Im Falle von parlamentarischen Entscheidungen zu Bundeswehrmandaten ist der Auswärtige Ausschuss federführend. Darüber
hinaus wirken der Verteidigungsausschuss, der Ausschuss für Recht und Verbraucherschutz, der Ausschuss für Menschenrechte und
humanitäre Hilfe, der Ausschuss für wirtschaftliche Zusammenarbeit und Entwicklung und der Ausschuss für die Angelegenheiten der
Europäischen Union sowie der Haushaltausschuss mitberatend.

20 Lüddecke, R. (2010), 90.

21 BT-Drucksache 18/7206, Fortsetzungs- und Erweiterungsantrag MINUSMA 2016.
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einschätzungen erhalten. Der Austausch mit

malischen Politiker*innen von Regierung oder

Opposition im Rahmen von Reisen nach Mali

oder bei Besuchen in Deutschland findet zwar

statt, jedoch relativ selten und schwach insti-

tutionell eingebettet – trotz der bereits lang-

jährigen Bundeswehreinsätze. Davon abgese-

hen besteht in informellen Foren, wie

parlamentarischen Frühstücken oder inner-

fraktionellen Arbeitsgruppensitzungen, die

Möglichkeit zur weiteren Vermittlung von Wis-

sen über Mali. Diese Kontexte bieten ebenfalls

die Chance, die stark routinehafte parlamen-

tarische Beschäftigung mit den Bundeswehr-

einsätzen zu durchbrechen. Jedoch werden

nur einzelne MdBs erreicht.

Grenzen der parlamentari-
schen Kontrollfunktion

Die starke Abhängigkeit vom Wissen der Exe-

kutive ist ein Hindernis für die parlamentari-

sche Kontrollfunktion des deutschen Bundes-

tages. Die grundlegende Entscheidungs-

kompetenz des Bundestages über die Manda-

tierung von Auslandseinsätzen wird zwar u.a.

durch die Budgethoheit über sowie das Selbst-

befassungsrecht mit Bundeswehreinsätzen22

gestärkt. Die parlamentarische Kontrolle und

Einflussnahme sind jedoch begrenzt, wenn le-

diglich Wissen über die Bundeswehreinsätze

den Bundestag erreicht, welches dem (Selbst

)Zweck der automatischen Verlängerung der

Bundeswehreinsätze dient. Vor dem Hinter-

grund der schlechten Bilanz der Mali-Einsätze

ist eine Infragestellung und der Einbezug neu-

en Wissens umso relevanter. Im Folgenden le-

gen wir daher ausgewählte Erfahrungen dar,

wie alternative Wissenspraktiken zu Mali im

Bundestag möglich sind.

Aufgrund der systemischen Verschränkung

zwischen der Bundesregierung und den Regie-

rungsparteien im Bundestag kommt den Op-

positionsparteien eine besondere Bedeutung

für die Kontrolle der Bundeswehreinsätze zu.

Die formelle Kontrollfunktion ist seit Beginn

der Bundeswehrmandate in Mali durch die fast

ausschließlich durch eine große Koalition ge-

prägte politische Landschaft jedoch er-

schwert. Nichtsdestotrotz sind einzelne oppo-

sitionelle Praktiken erwähnenswert: So

berichtete beispielsweise eine thematisch

ausgewiesene oppositionelle Bundestagsab-

geordnete, dass sie bei ihrer Begleitung einer

ministeriellen Reise nach Mali darauf bestand,

sich trotz des eng getakteten Zeitplans mit op-

positionellen malischen Politiker*innen zu

treffen. Angesichts des ansonsten ministeriell

festgelegten Reiseplans erfuhr dieser Impuls

vor Augen anderer MdBs besondere Aufmerk-

samkeit. Dies hatte zur Folge, dass sich bei ei-

ner anschließenden gemeinsamen Reise ein

Abgeordneter der Regierungsparteien eben-

falls die Mühe machte, ein über den Reiseplan

hinausgehendes Treffen in Mali zu vereinba-

ren. Die Bundestagsabgeordnete hat somit an-

dere Abgeordnete dazu inspiriert, sich teilwei-

se von der ministeriell geprägten

Informationspraxis zu entkoppeln.

Angesichts des dennoch begrenzten Ausma-

ßes dieser individuellen Handlungsebene ein-

zelner Bundestagsabgeordneter kommt Maß-

nahmen der kollektiven Einflussnahme eine

erhebliche Bedeutung zu. In dieser Hinsicht ist

die Positionierung von Bündnis90/die Grünen

zu den EUTM-Einsätzen seit 2017 ein interes-

santes Beispiel: nach einer erhöhten Infrage-

stellung der EUTM-Einsätze, insbesondere an-

gesichts ihrer Ausweitung über die malischen

Grenzen hinaus23, wurde die Einsatzbegrün-

dung im Antrag zur Mandatsverlängerung im

Folgejahr angepasst. Da die Anpassung jedoch

nicht die erhoffte Änderung der Bundeswehr-

einsätze erbrachte, haben Bündnis90/Die

Grünen bei der EUTM-Mandatsverlängerung

2020 ihre Position geändert und sich in der

Abstimmung erstmals enthalten. Selbst wenn

diese politische Herausforderung der Mandate

bisher keine effektiven Veränderungen er-

brachte, so wurde sie zumindest durch Mitar-

beitende des Auswärtigen Amtes wahrgenom-

men und führte zu einem erhöhten

Rechtfertigungsdruck für die Einsätze.

Vor dem Hintergrund der anhaltenden Instabi-

lität in Mali sahen sich auch die Regierungs-

parteien dazu gezwungen, die unzufrieden

stellenden Ergebnisse der Mandate zu thema-

tisieren. Nachdem die CDU/CSU-Fraktion zeit-

gleich mit den Mandatsverlängerungen 2020

ein Positionspapier zur Sahelregion24 verab-

schiedet hat, hat eine ausschussübergreifen-

de Arbeitsgruppe der SPD ebenfalls ein Positi-

onspapier zur Sahelpolitik25 unter

Einbeziehung diverser externer Expertise ver-

fasst. Diese Vorgehensweise lässt darauf

schließen, dass selbst bei den Regierungspar-

teien die Erkenntnis wächst, dass die parla-

mentarische Kontrolle der bisherigen Einsätze

sowie die Erarbeitung einer neue Mali-Strate-

gie einen breiteren Informationszugang erfor-

dern.

Politikempfehlungen

Bundeswehreinsätze im Rahmen von interna-

tionalen Peacebuilding-Operationen sind von

besonderer politischer Bedeutung: Die Aus-

wirkungen auf Gesellschaften, auf Zivilist*in-

nen und Soldat*innen berühren immer auch

Fragen von Gewalterfahrungen – und in letzter

Konsequenz von Überleben. Daher empfehlen

wir der neuen Bundesregierung und beson-

ders dem neuen Bundestag einen intensiveren

Einbezug von Wissen in Mandatsentscheidun-

gen und eine Abkehr von einem hauptsächlich

instrumentellen Umgang mit Wissen. Dass die

interne Funktionsweise des Bundestages von

erheblichem Zeitdruck sowie (partei-)internen

politischen Logiken und Routinen geprägt ist,

welche eine beständige Beschäftigung mit

Mali sowie den Einbezug von alternativen Wis-

sensquellen erschweren, ist uns bewusst.

Dennoch hoffen wir mit den folgenden drei

Vorschlägen für eine kontextsensiblere und lo-

kal-informierte Beschäftigung mit Mali zu-

gleich Perspektiven für vergleichbare zukünf-

tige Einsätze zu schaffen:

1) Vielfältige Perspektiven in öffentlichen
Anhörungen und Ausschusssitzungen
müssen gehört werden, um die komplexe
Lage in Mali besser zu verstehen.

Die arbeitsteilige Funktionsweise des Bundes-

tages macht eine auf spezifische Ausschüsse

fokussierte tiefgreifende Beschäftigung mit

Mali unausweichlich. Im Gegensatz dazu ist

die Fokussierung auf einen überwiegend mi-

nisteriellen Input in den Ausschüssen jedoch

22 Lüddecke, R. (2010), 97-99.

23 BT-Drucksacke 19/19600, Entschließungsantrag Bündnis 90/Die Grünen, 27.05.2020.

24 CDU/CSU-Fraktion im Deutschen Bundestag (2020), siehe Anhang.

25 SPD-Bundestagsfraktion (2021), siehe Anhang.
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verhandelbar. Die Einladung externer Gäste

aus der (malischen) Zivilgesellschaft, der mali-

schen Opposition, der Entwicklungszusam-

menarbeit, der Politikberatung und der Wis-

senschaft würde vielfältigere Perspektiven in

den Bundestag einbringen. Die unseren Analy-

sen zufolge einzige öffentliche Anhörung im

Bundestag, in der die Einsätze in Mali, neben

anderen Themen, thematisiert und von einem

Vertreter der Zivilgesellschaft diskutiert wur-

den, beschränkte sich auf den Unteraus-

schuss „Zivile Krisenprävention, Konfliktbear-

beitung und vernetztes Handeln“ im Januar

2020, wobei der eingeladene Vertreter nur we-

nig Aufmerksamkeit erhielt. Die Organisation

von öffentlichen Anhörungen im Auswärtigen

Ausschuss selbst erfolgt im Vergleich zum Un-

terausschuss sehr selten und sogar die Aus-

schusssitzungen unter Ausschluss der Öffent-

lichkeit umfassen kaum andere

Informationszugänge als die des Auswärtigen

Amtes. Die Einbeziehung der Öffentlichkeit in

den Anhörungen ist einerseits wertvoll, weil

sie breitere gesellschaftliche Debatten zu den

Einsätzen anregt und für Bundestagsabgeord-

nete außerhalb der Ausschüsse interessant

sein kann; der Ausschluss der Öffentlichkeit in

den Ausschusssitzungen könnte andererseits

eine Beschäftigung mit Mali unabhängig von

parteipolitischen Inszenierungen erlauben.

Sowohl die regulären Ausschusssitzungen als

auch die öffentlichen Anhörungen wären so-

mit als institutionalisierte Austauschforen

bestens geeignet für eine tiefgreifende und re-

gelmäßige Beschäftigung mit diversen Per-

spektiven auf Mali und die dortigen Bundes-

wehreinsätze.

Die Frage nach den einzubringenden lokalen

Perspektiven ist derweil komplexer. Für die

Einbindung vielfältiger Perspektiven muss im

Bundestag die Erfahrungsbasis, auf welche

unterschiedliche Akteure zurückgreifen kön-

nen, mitgedacht werden. Die Privilegierung

und gleichzeitige Marginalisierung bestimmter

malischer Perspektiven könnten durch die Ge-

genüberstellung mit alternativen lokal-infor-

mierten Wissenszugängen gemindert und die

sozio-politische Bedeutung der Bundeswehr-

einsätze für die malische Bevölkerung somit in

ihrer Komplexität besser verstanden werden.

2) Parteiübergreifende Arbeitsgruppen
sind notwendig, weil die Verantwortung
als Interventionsakteur größer ist, als
parteipolitischer Wettbewerb.

Eine weitere Empfehlung ist von den aus-

schussübergreifenden Arbeitsgruppen inspi-

riert, welche die parlamentarische Befassung

mit Mali zunehmend prägen: Um der bisheri-

gen selbst-referenziellen und kompetitiven

Fraktionslogik, dass ausschussübergreifender

Austausch sowie externe Expertise vor allem

zur fraktionellen Positionsfindung dienen, ent-

gegenzuwirken und insbesondere auch die

parlamentarische Kontrollfunktion zu stärken,

sollten derartige Formate stärker auf partei-

übergreifenden Kooperationen basieren. Diese

könnten nicht nur eine gestärkte gemeinsame

Informationsbasis, sondern darauf aufbauend

auch eine verbesserte Debattenkultur ermög-

lichen.

Eine letzte Empfehlung reicht über Mali und

die parlamentarischen Routinen hinaus:

3) Die Einrichtung eines ständigen unab-
hängigen Beratungsgremiums zu Bun-
deswehreinsätzen und Peacebuilding ist
empfehlenswert, weil die vorhandenen
Strukturen nur punktuelle und einge-
schränkte Austauschmöglichkeiten bie-
ten.

Neben der Einbindung diverserer Perspekti-

ven und der fraktionsübergreifenden Koopera-

tion ist die zeitliche Dimension der Mandats-

entscheidung höchst relevant. Um die

bisherige selbst-referenzielle und krisenver-

haftete Thematisierung zu erweitern, sollten

die Bundeswehreinsätze in Mali kontinuierlich

und nicht nur zur Mandatsverlängerung oder

nach punktuellen Ereignissen, wie dem Mili-

tär-Putsch 2020, Teil der politischen Tages-

ordnung sein. Das Parlamentsbeteiligungsge-

setz schreibt zwar eine regelmäßige

Unterrichtung des Bundestages von Seiten

der Bundesregierung vor, welcher diese durch

ihre Berichte im Auswärtigen Ausschuss zum

Beispiel nachkommt, dies führt dennoch dazu,

dass nicht nur exekutives Wissen, sondern

auch Zeitpläne der Regierung die Wissenspra-

xis im Bundestag dominieren – wie es in der

Regel auch die verspätete Vorlage der Verlän-

gerungsanträge für die Bundeswehrmandate

verdeutlicht. Die Fraktionen könnten zum Bei-

spiel die Bundeswehreinsätze in Mali durch ihr

Vorschlagsrecht kontinuierlich auf die Tages-

ordnung des Auswärtigen Ausschusses setzen

oder weniger formalisierte Austauschformate,

wie parlamentarische Frühstücke nutzen, um

eine zeitlich entkoppelte Diskussion der Bun-

deswehrmandate zu ermöglichen.

Unsere Studie hat aber auch gezeigt, dass im

Bundestag und den Ministerien durchaus di-

verse Erfahrungswerte und Expertise zu den

Bundeswehrmandaten in Mali vorhanden sind,

diese jedoch nicht immer die notwendige Auf-

merksamkeit erfahren, bzw. kein tiefgehender

Austausch erfolgt. Mit dem Ziel, dieses über

unterschiedliche Parteien und Ausschüsse

verstreute parlamentarische Wissen mit ex-

ternen Perspektiven aus Praxis, Zivilgesell-

schaft und Wissenschaft (gerade auch aus

den betroffenen Gesellschaften) zusammen-

zubringen und zugleich eine intensivere sowie

kontinuierlichere Auseinandersetzung zu er-

möglichen, empfehlen wir daher die Einrich-

tung eines ständigen Beratungsgremiums zu

Bundeswehreinsätzen, mit einem von der Re-

gierung unabhängigen Sekretariat. Hier könn-

ten jährliche Tagungen, rechtzeitig vor dem

Verfassen und der Vorlage der Mandatsverlän-

gerungsanträge, ein wichtiges Mittel für die

Ausgestaltung der Bundeswehrmandate

durch die Bundesregierung sein und ein Fo-

rum für kritische Debatten liefern. Die bera-

tende Funktion des Gremiums soll die Ent-

scheidungs- und Legitimationskompetenz des

Bundestages somit keineswegs unterminie-

ren, sondern vielmehr parlamentarische Ein-

flussmöglichkeiten und den offenen Wissens-

austausch jenseits exekutiver Dominanz,

jenseits des Zeitdrucks parlamentarischer

Entscheidungsprozesse ermöglichen. Trotz

des transnationalen Kontextes, welcher die

Ausgestaltung und Durchführung der Bundes-

wehrmandate prägt, könnte der Deutsche

Bundestag auf diese Weise seine Handlungs-

macht verbessern und seine parlamentari-

sche Kontrollfunktion verstärkt wahrnehmen.

So könnte auch eine Wiederholung der Erfah-

rungen mit Afghanistan verhindert werden.



9 10

Anhänge: Zentrale Dokumente zur deutschen Beteiligung an
Militäroperationen in Mali

1. Anträge der Bundesregierung zu MINUSMA und EUTM

Die Anträge der Bundesregierung sind die Mandatsentscheidungen für die Einsätze der Bundes-

wehr in Mali. Diese werden in einem kooperativen Prozess zwischen Auswärtigem Amt, Verteidi-

gungsministerium und Kanzleramt erstellt und könnten vom Bundestag angenommen oder abge-

lehnt, jedoch nicht verändert werden. In den Anträgen werden beispielsweise die Aufgaben der

Bundeswehr detailliert aufgeführt sowie die politischen Einsatzbegründungen dargelegt. In den

Begründungen der Anträge zeigt sich, welches Wissen über Mali die Mandatsdebatten und Ein-

satzpraxis dominiert und formt. Dabei fällt auf, dass die Anträge und insbesondere die politischen

Begründungen angesichts des immer komplexer erscheinenden Einsatzkontextes zwar über die

Jahre länger werden, sich die Begründungen jedoch stark ähneln und Textbausteine teilweise von

Antrag zu Antrag übernommen werden. Die länger werdenden Begründungen nehmen zudem in

immer detaillierteren Darstellungen des deutschen Beitrags vor Ort ihren Ursprung, welche eben-

falls die deutsche Entwicklungs- und Friedensarbeit in Mali inkludiert. Angesichts dieser selbst-

referenziellen Begründungspraxis erscheint die bereits erwähnte Themenverschiebung der Sta-

bilisierung Malis als Transitroute im Kontext von Flucht und Migration wenig überraschend. Die

einzelnen Anträge zu den Bundeswehreinsätzen sind unter den folgenden Links abrufbar:

2021

MINUSMA: https://dip21.bundestag.de/dip21/btd/19/288/1928803.pdf

EUTM Mali: https://dip21.bundestag.de/dip21/btd/19/288/1928804.pdf

2020

MINUSMA: https://dip21.bundestag.de/dip21/btd/19/190/1919004.pdf

EUTM Mali: https://dip21.bundestag.de/dip21/btd/19/190/1919002.pdf

2019

MINUSMA: http://dip21.bundestag.de/dip21/btd/19/089/1908972.pdf

EUTM: http://dip21.bundestag.de/dip21/btd/19/089/1908971.pdf

2018

MINUSMA: https://dip21.bundestag.de/dip21/btd/19/010/1901098.pdf

EUTM: https://dip21.bundestag.de/dip21/btd/19/015/1901597.pdf

2017

MINUSMA: http://dipbt.bundestag.de/doc/btd/18/108/1810819.pdf

EUTM: http://dipbt.bundestag.de/dip21/btd/18/116/1811628.pdf

2016

MINUSMA: https://dip21.bundestag.de/dip21/btd/18/072/1807206.pdf

EUTM: https://dip21.bundestag.de/dip21/btd/18/080/1808090.pdf

2015

MINUSMA: http://dip21.bundestag.de/dip21/btd/18/050/1805053.pdf

EUTM: http://dipbt.bundestag.de/doc/btd/18/038/1803836.pdf

2014

MINUSMA: http://dip21.bundestag.de/dip21/btd/18/014/1801416.pdf

EUTM: https://dip21.bundestag.de/dip21/btd/18/004/1800437.pdf

2013

MINUSMA: https://dip21.bundestag.de/dip21/btd/17/137/1713754.pdf

EUTM: https://dip21.bundestag.de/dip21/btd/17/123/1712367.pdf

AFISMA: http://dipbt.bundestag.de/dip21/btd/17/123/1712368.pdf

2. Positionspapiere der Regierungsfraktionen

SPD-Bundestagsfraktion (2021): Neujustierung der deutschen und europäischen Sahelpolitik. Ab-

rufbar unter: https://www.spdfraktion.de/system/files/documents/fraktionsbeschluss_neujus-

tierung-sahelpolitik_20210209.pdf

CDU/CSU-Fraktion im Deutschen Bundestag (2020): Unterstützung für die Sahelregion – Die Sta-

bilität Nord- und Westafrikas ist im deutschen Interesse. Abrufbar unter: https://www.cducsu.de/

sites/default/files/2020-05/Positionspapier%20Unterst%C3%BCtzung%20f%C3%BCr%20-

die%20Sahelregion%20-%20Die%20Stabilit%C3%A4t%20Nord-%20und%20Westafri-

kas%20ist%20im%20deutschen%20Interesse%20FINAL.pdf

3. Weiterführende Informationen:

Bundeswehr, Informationen zu MINUSMA: https://www.bundeswehr.de/de/einsaetze-bundes-

wehr/mali-einsaetze/minusma-bundeswehr-un-einsatz-mali

Bundeswehr, Informationen zu EUTM: https://www.bundeswehr.de/de/einsaetze-bundeswehr-

mali-einsaetze/eutm-bundeswehr-eu-einsatz-mali

UN, Informationen zu MINUSMA: https://minusma.unmissions.org/en

EU, Informationen zu EUTM: https://eutmmali.eu/

Verteidigungsausschuss Bundestag, Darstellung Auslandseinsätze in Mali: https://www.bundes-

tag.de/ausschuesse/a12_Verteidigung/auslandseinsaetze/auslandseinsaetze/minusma_un-

d_eutm_mali-542482

Afrique-europe-interact: https://afrique-europe-interact.net//

EIRENE: https://eirene.org/

Fokus Sahel: https://www.fokussahel.de/

Friedrich-Ebert-Stiftung Mali-Büro: http://www.fes-mali.org/

Ziviler Friedensdienst: https://www.ziviler-friedensdienst.org/de/dossiers/praevention/mali-

praevention






